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Mitglied des Deutschen Bundestages 
Frau Monika Lazar 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

  
  
  
  
  
  
  
 

POSTANSCHRIFT 
 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, 11014 Berlin  

 
 
 

 

 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 

 

auf die mir zur Beantwortung zugewiesene schriftliche Frage übersende ich Ihnen die 

beigefügte Antwort. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

in Vertretung 

 

 

 

Hans-Georg Engelke 



  

 

 

  

  

 

Schriftliche Frage der Abgeordneten Monika Lazar 

vom 3. Mai 2021 

(Monat Mai 2021, Arbeits-Nr. 5/18)  

 

 

Frage 

Seit wann informiert die Bundespolizei alle von einer Speicherung in die Datei „Ge-

walttäter Sport“ betroffenen Personen proaktiv und unmittelbar über die Speicherung 

ihrer Daten (vgl. Antwort der Bundesregierung zu Frage 15 auf Bundestagsdrucksa-

che 19/28886 sowie Antwort der Bundesregierung zu Frage 11 auf Bundestags-

drucksache 18/10908) und wie viele Betroffene wurden in den vergangenen 27 Mo-

naten seitens der Bundespolizei proaktiv und unmittelbar über eine solche Speiche-

rung ihrer Daten informiert (bitte je Monat aufschlüsseln)? 

 

 

Antwort 

Die Bundespolizei sieht in ihrer Regelung zur Nutzung der Datei Gewalttäter Sport 

keine Benachrichtigungspflicht über alle von einer Speicherung in die Datei Gewalttä-

ter Sport betroffenen Personen vor.  

Davon unbenommen hat die Bundespolizei für ihre eigene Aufgabenwahrnehmung 

umgesetzt, dass die von einer Speicherung in die Datei Gewalttäter Sport betroffe-

nen Personen aus kriminalpräventiven Gesichtspunkten auch ohne Antragstellung 

unmittelbar durch die zuständigen Bundespolizeidirektionen informiert werden kön-

nen. In den vergangenen 27 Monaten hat die Bundespolizei von dieser Möglichkeit 

keinen Gebrauch gemacht. 

 
 




